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diesem Fall die Strafverfolgung entscheidend vom Geschä­
digten selbst abhängt. Die Strafverfolgung sollte zurücktre­
ten, solange der Geschädigte selbst noch von der Möglichkeit 
einer Einigung mit dem Täter ausgeht und deshalb die Straf­
verfolgung nicht eingeleitet wissen will.

4. Schwere Fälle fahrlässiger Körperverletzung

Durch die Zuordnung des Antragserfordernisses als Abs. 3 
zu § 118 StGB ist nunmehr klargestellt, daß ein Strafantrag 
auch in den schweren Fällen der fahrlässigen Körperverlet­
zung erforderlich ist. In diesen Fällen sollte jedoch stets 
geprüft werden, ob öffentliches Interesse die Strafverfolgung 
gebietet. Davon ist stets auszugehen, wenn mehrere der Um­
stände vorliegen, die § 118 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 StGB als Er­
schwerungsgründe bezeichnet.

5. Unbefugte Benutzung von Fahrzeugen im Rückfall

Das Antragserfordernis gilt jetzt nicht nur für den Normal­
fall des § 201 StGB, sondern auch für den spezifischen Rück­
fall der unbefugten Benutzung von Fahrzeugen nach Abs. 2 
(einschlägige Vorbestraftheit). Hier ist jedoch unter Berück­
sichtigung der Rückfälligkeit und des Rückfallintervalls in 
der Regel öffentliches Interesse zu bejahen. Bei hartnäckigen 
und unbelehrbaren Rückfalltätern kann auch bei der unbe­
fugten Benutzung von Fahrzeugen die Strafverfolgung nicht 
von einem Strafantrag abhängig gemacht werden.

Die Antragsdelikte führen nicht unmittelbar zu einer Ent- 
kriminalisierung. Sie bleiben ihrem Wesen nach Straftaten; 
der Strafantrag des Geschädigten ist lediglich Prozeßvoraus­
setzung4 und somit unabdingbar für die Durchführung des 
Strafverfahrens, sofern nicht öffentliches Interesse gegeben 
ist. Faktisch wird jedoch ein Entkriminalisierungseffekt 
hervorgerufen, wenn sich in den entsprechenden Fällen Täter 
und Geschädigter einigen und sowohl vom Geschädigten als 
auch vom Staatsanwalt auf eine Strafverfolgung verzichtet 
wird'. Das Strafrecht orientiert in diesen Fällen die Bürger 
darauf, eigenverantwortlich nach einer Einigung zu suchen. 
Es aktiviert damit die Bereitschaft der Bürger zur selbstän­
digen Lösung von zwischenmenschlichen Konflikten.

Der materielle Inhalt des Straftatbegriffs 
und die Abgrenzung zu Ordnungswidrigkeiten

Bei der Neufassung des § 3 StGB war nicht beabsichtigt, seine 
bisherige Grundorientierung aufzugeben und durch eine 
völlig neue zu ersetzen. Gerade über § 3 wurde und wird der 
materielle Inhalt des Straftatbegriffs — wenn auch negativ — 
formuliert. Seine rechtspolitische Funktion bestand und 
besteht darin, die Kriterien zu bezeichnen, die bei der Ab­
grenzung von Straftaten zu Ordnungswidrigkeiten, anderen 
Rechtsverletzungen und nichtkriminellen, formal die Merk­
male eines Straftatbestands erfüllenden Handlungen ins 
Gewicht fallen.

Selbstverständlich bedarf es solcher Kriterien nicht, wenn 
bereits wegen Fehlens einzelner Tatbestandsmerkmale eine 
Straftat nicht gegeben ist. In diesem Sinne hat § 3 StGB stets 
nicht nur eine theoretische, sondern auch eine praktische 
Bedeutung bei der Selektion nichtkrimineller Verhaltens­
weisen durch die Justizorgane gehabt, wenngleich mit der 
Regelung der Verfehlungen in der Strafgesetzgebung von 1968 
der Anwendungsbereich des § 3 StGB im Vergleich zu seinem 
Vorläufer — § 8 Strafrechtsänderungsgesetz von 1957 — ein­
geengt wurde.

Bedeutung erlangte § 3 StGB in legislativer Hinsicht da­
durch, daß seine Formulierungen in einer zunehmenden 
Anzahl von Rechtsvorschriften außerhalb des StGB zur Ab­
grenzung von darin geregelten Straftaten und Ordnungs­
widrigkeiten verwendet wurden. So begeht z. B. nach § 12 
Abs. 1 KulturgutschutzG vom 3. Juli 1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191) 
eine Straftat, wer vorsätzlich Kulturgut der DDR beschädigt, 
zerstört, vernichtet, verderben läßt oder in anderer Weise 
schädigend darauf einwirkt. Eine Straftat liegt aber dann 
nicht vor, wenn „die Schädigung oder Beeinträchtigung des 
Kulturgutes geringfügig und die Auswirkungen der Tat auf 
die Rechte und Interessen der Gesellschaft oder der Bürger

unbedeutend“ sind (§ 13 Abs. 1 KulturgutschutzG). Hier wird 
über die normativ gefaßten Kriterien des § 3 StGB die Ab­
grenzung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten voll­
zogen, da eine solche Handlung als Ordnungswidrigkeit 
betrachtet wird.

Daß damit faktische Abgrenzungsprobleme ungelöst ge­
blieben sind, versteht sich wegen des normativen Charakters 
der verwendeten Kriterien von selbst. Darin liegen jedoch 
nicht die Ausgangsprobleme für die Neufassung des § 3 StGB. 
Der Gesetzgeber hat in einer inzwischen beachtlichen Anzahl 
von Rechtsvorschriften von der Ermächtigung des § 5 Abs. 2 
OWG, Ordnungsstrafen in schweren Fällen bis zu 1 000 M 
anzudrohen, Gebrauch gemacht. Das ist z. B. im Gesetz zur 
Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
beim Menschen vom 3. Dezember 1982 (GBl. I Nr. 40 S. 631) 
geschehen, wobei zur Charakterisierung der entsprechenden 
Ordnungswidrigkeiten Formulierungen verwendet wurden, 
die den qualitativen Unterschied von Straftaten und Ord­
nungswidrigkeiten nicht ausreichend kennzeichnen (z. B. ist 
danach als schwere Ordnungswidrigkeit zu beurteilen, wenn 
„1. ein größerer Schaden verursacht wurde oder hätte ver­
ursacht werden können oder 2. die gesellschaftlichen Inter­
essen grob mißachtet wurden oder 3. die staatliche oder 
öffentliche Ordnung und Sicherheit erheblich beeinträchtigt 
wurden“ — § 40 Abs. 3 Ziff. 1 bis 3 Gesetz zur Verhütung und 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten beim Menschen). Die 
in § 3 StGB verwendete Formulierung „unbedeutende Aus­
wirkungen“ stimmte mit dieser Entwicklung im Bereich des 
Ordnungswidrigkeitsrechts immer weniger überein. Sie hatte 
ihren Orientierungswert eingebüßt.

Bei der Neufassung des § 3 StGB war zu berücksichtigen, 
daß sie angesichts des erreichten gesellschaftlichen Entwick­
lungsstandes und der sich herausgebildeten rechtlichen Situa­
tion eine hinreichende Orientierung für die weitere Gesetz­
gebung und die Rechtsanwendung vermitteln mußte.

§ 3 StGB wurde auf Vergehen begrenzt, da nur bei dieser 
Straftatenkategorie die Abgrenzung zu nichtkriminellen 
Handlungen bei formaler Erfüllung eines Straftatbestandes 
denkbar ist. Wesentlich ist indes die Aufgabe des Merkmals 
„unbedeutend“. Es wurde durch das Merkmal „gering“ 
ersetzt. Die praktische Anwendung des § 3 StGB läuft damit 
auf die Beurteilung der Geringfügigkeit der Handlung, die 
dem Wortlaut eines Tatbestands entspricht, unter Berücksich­
tigung objektiver (Auswirkungen) und subjektiver (Schuld) 
Aspekte hinaus. Daß damit insgesamt die qualitative Unter­
schiedlichkeit von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten noch 
nicht hinreichend erfaßt ist, bedarf keiner Begründung; doch 
das kann mit einer solchen Vorschrift wie § 3 StGB auch nicht 
erreicht werden.

Durch das Merkmal der Geringfügigkeit, das der Gesetz­
gebungspraxis der DDR durchaus nicht fremd ist (vgl. § 8 
Strafrechtsänderungsgesetz von 1957), wird jedoch deutlich, 
daß die Ordnungswidrigkeiten im Vergleich zu den ent­
sprechenden Vergehen die sog. leichten Fälle sind. In diesem 
Zusammenhang sei darauf verwiesen, daß mit der Änderung 
der OWVO drei neue Ordnungsstraftatbestände parallel zu 
entsprechenden Straftatbeständen (Spekulation, Hehlerei, un­
zulässige Glücksspiele und Wetten) eingeführt wurden.'

Absehen von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit

Mit der Vervollkommnung der gesetzlichen Möglichkeiten des 
Absehens von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit durch das 5. StÄG sind bedeutsame Neuerungen ein­
geführt worden, die dem humanistischen Anliegen unseres 
Staates entsprechen. Sie erweitern die Differenzierung bei der 
Reaktion auf Straftaten, insbesondere um noch besser indi­
vidualisierte, d. h. tat- und täterangemessene, strafrechtliche 
Entscheidungen treffen zu können.

4 Bei der Vorbereitung des 5. StÄG wurde nochmals die Frage 
geprüft, ob es bei bestimmten Straftaten der Einführung eines 
Strafverlangens durch zuständige staatliche Organe bedarf. Das 
wurde jedoch verneint.


